
Stuttgart als Volluniversität. Es 
darf keine Profi lschärfung auf 
Kosten anderer Fachrichtungen 
geben. Weitergehend fordern 
wir die Nichtteilnahme an der 
Exzellenzinitiative und einen 
konkreten Zukunftsplan für 
die Universität Stuttgart unter 
Einbeziehung der Studierendenschaft.
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Forderungen der Besetzer 
Demokratie verwirklichen!

An der Universität muss ein Prozess 
der Demokratisierung iniziiert 
werden. Dazu gehören Transparenz, 
Autonomie der Studierendenschaft 
und eine gerechte Mitbestimmung. 
Transparenz ist dahingehend 
notwendig, dass Prozesse und 
Beschlüsse des Rektorats für jeden 
nachvollziehbar sein müssen. So 
fordern wir konkrete Informationen 
über den Stand des sogenannten 
Masterplans, sowie eine Einsicht in 
die Verwendung der Finanzmittel. 
Des weiteren fordern wir die 
Wiedereinführung der Verfassten 
Studierendenschaft, um die 
Autonomie der Studierendenschaft 
wiederherzustellen. Um ein 
gerechtes Mitspracherecht und die 
demokratischen Grundlagen der 
Universität zu wahren, fordern 
wir die sofortige Abschaffung 
der Hochschulräte und die 
Stärkung des Senats als letztes 
beschlussfassendes Gremium. 
Der Senat muss alle Teile der 
Gruppenhochschule angemessen 
vertreten, dazu fordern wir die 
drittelparitätische Verteilung der 
Senatssitze.

Reform des BolognaProzesses

Die BA/MAStudiengänge müssen 
reformiert werden. Um die Reform 
der Reform gerecht zu gestalten, 
müssen die Studierenden in den 
Reformprozess mit einbezogen 
werden. Dazu fordern wir die 
Rücknahme der Modularisierung 
und die Möglichkeit das Studium 

frei zu gestalten. Dazu gehört auch die 
Abschaffung der Anwesenheitspfl icht. 
Unabhängig davon fordern wir 
den Erhalt des Staatsexamens 
in nicht modularisierter Form 

und die rechtliche Zusicherung, 
alle Veranstaltungen, die laut 
Prüfungsordnung vorgeschrieben 
sind,wahrnehmen zu können.

Fairer Zugang zu Bildung

Wir fordern, dass jedem 
BachelorabsolventIn ein Masterplatz 
zusteht. Desweiteren sollen die 
Studierenden nicht durch eine 
vorgegebene Studiendauer in ihrer 
Freiheit eingeschränkt werden. Um 
einen freien und gleichen Zugang 
zu Bildung zu gewähren, müssen 
alle Formen der Studiengebühren 
abgeschafft werden. Die Finanzierung 
der Universität muss das Land 
gewährleisten, dazu fordern wir 
die Aufhebung des sogenannten 
Solidaritätspaktes und die Einführung 

einer bedarfsgerechten Finanzierung.

Eine moderne Volluniversität für 
die Landeshauptstadt

Wir fordern den Erhalt der Universität 

Alternativer Unitag im besetzten Hörsaal

www.bildungsstreik-stuttgart.de



Unileitung reserviert wurden. Wir 
als Aktive haben das Gespräch 
gesucht und Zugeständnisse 
gemacht, was unsere Zeit-, Raum- 
und Technikanforderungen anging. 
Dafür hatten wir uns auch erhofft, die 
Unileitung auf unsere Seite ziehen 
zu können. Die Veröffentlichung des 
Masterplans wurde dann aber zum 
Auslöser für eine Arbeit gegen das 
Rektorat.

Während die Aktionen zwar an der 
Universität in gewissem Rahmen 
geduldet wurden, bezeichnete 
Bundesbildungsministerin Schavan 
(CDU) die Proteste als „gestrig”. 
Durch den Druck der Demonstranten 
und der berichtenden Medien ließ sie 
dann veröffentlichen, die Bologna-
Reform müsse angepasst werden; 
dafür sei sie aber nicht zuständig, das 
sei Sache der einzelnen Hochschulen.
Das war der Startschuss zu einem 
völlig neuen Umgang mit den 
studentischen Forderungen.

Loben statt ignorieren

Spätestens jetzt kamen aus beinahe 
allen Parteien Unterstützungserklä
rungen und ein Lobgesang auf „so 
viel Engagement”. Gleichzeitig 
wurden die Verantwortlichkeiten 
immer fortgeschoben. Das Bunde
sbildungsministerium verwies auf 
die Kultusministerkonferenz, die an 
die Länder, die verwiesen auf die 
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von Nils Langer

Die Forderungen sind nun bekannt 
und wie sie entstanden sind, könnt ihr 
weiter hinten herausfi nden. Was uns 
aber immer wieder begegnet, ist die 
Frage, ob denn eine Besetzung nicht 
zu krass wäre. Wissenschaftsminister 
Frankenberg hat dieses Mittel 
der Interessenvertretung als 
ungerechtfertigt bezeichnet, der 
Rektor der Uni Hohenheim Hans-Peter 
Liebig sieht das beispielsweise anders 
– zumindest in der Öffentlichkeit.– zumindest in der Öffentlichkeit.
Daher wollen wir hier auch 
öffentlich begründen, warum wir 
eine Hörsaalbesetzung als legetim 
ansehen.

Grundsätzliche Probleme

Aus den Forderungen geht hervor, 
dass wir mehr Mitbestimmung wollen. 
Bisher sind wir Studierenden völlig 
unzureichend in den entscheidenen 
Gremien vertreten, vor allem im 
Senat (3 von 31 Sitzen). Und durch 
diese Unterrepräsentierung können 
wir kaum eigene Forderungen 
umsetzen. Uns fehlt also der Weg 
durch die gegebenen Institutionen, 
was hauptsächlich per Gesetz 
festgelegt ist. Daher müssen wir, 
um zu zeigen, dass wir unzufrieden 
sind, auf „externe”, man könnte auch 
sagen: freie Aktionen zurückgreifen.
Ein Beispiel dafür war der 
Bildungsstreik im Juni 2009, bei 
dem die Räume nicht besetzt, 
sondern in Absprache mit der 

(angeblich autonomen) Hochschulen, 
welche wiederum die Politik 
beschuldigten, sich den berechtigten 
Forderungen zu widersetzen.
Letztlich ist kaum etwas geändert 
worden in den vergangenen fünf 
Monaten, weil sich alle in dem für 
sie komfortablen Bildungssystem 
bequem gemacht haben oder sich ihre 
Pfründe sichern wollten. 

Uni brennt statt heißer Luft

Deswegen müssen wir uns als 
Studierende fragen, ob wir unsere 
Interessen überhaupt adäquat in den 
existierenden Gremien umsetzen 
können. Unsere Antwort darauf lautet 
klar: Nein!
Anscheinend sind die eigentlich 
zuständigen Personen nicht in 
der Lage, studentische Belange 
in ihre Gesetze und Reformen zu 
integrieren. 
Der Protest musste lauter werden, 
störender wirken; und dabei seinen 
basisdemokratischen Anspruch weiter 
umsetzen. 
Das passiert hier durch die Besetzung, 
die auch angemessene öffentliche 
Wirkung erzielt. Wir wollen mit 
euch für die vorne genannten 
Forderungen kämpfen und Lösungen 
entwickeln. Dazu bieten geschätzte 
500 qm Hörsaalfl äche genügend 
Platz für Freiräume; ihr seid herzlich 
eingeladen, vorbei zu kommen: 
tagsüber wie nachts. Wir bleiben hier.

Uni brenntUni brennt

FÜR EINE BESSERE BILDUNG!



Hilde Mattheis, die stellvertretende 
SPD-Landesvorsitzende ein Grußwort 
und ermutigt die Studierenden, 
weiter Druck zu machen und nicht 
aufzugeben. Es wird beschlossen, 
dass zum Unitag im besetzten 
Hörsaal eine alternative Vorstellung 
der Studiengänge durch Studierende 
der entsprechenden Fachrichtung 
angeboten wird. Hierfür werden 
Freiwillige gesucht und auch 
gefunden.
Außerdem wird beschlossen, dass das 
Uni-Orchester am Donnerstag von 19 
bis 22 Uhr seine Probe im Hörsaal 
abhalten darf. Der Protest richtet sich 
gegen das Rektorat und nicht gegen 
studentische Initiativen.
Im Anschluss ans Plenum zeigt der 
AK Uni-Film den Film “Gran Torino” 
im besetzten Hörsaal.

Nachts: Ungefähr 40 BesetzerInnen 
verbringen die Nacht im Hörsaal 
und starten eine Karaoke-Party mit 
toller Stimmung und hochklassigen 
Gesangsdarbietungen, die bis in die 
frühen Morgenstunden andauert.
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Vorgeschichte:Vorgeschichte:
Bereits an ca. 50 Universitäten in Bereits an ca. 50 Universitäten in 
ganz Europa wurden Hörsääle und ganz Europa wurden Hörsääle und 
Gebäude besetzt, um gegen die Gebäude besetzt, um gegen die 
schlechten Studienbedingungen und schlechten Studienbedingungen und 
die zunehmende Kommerzialisierung die zunehmende Kommerzialisierung 
der Bildung zu protestieren, darunter der Bildung zu protestieren, darunter 
auch in Tübingen und Heidelberg.auch in Tübingen und Heidelberg.

Montag, 16. November 2009:Montag, 16. November 2009:
13 Uhr: Im Foyer des K2 treffen 13 Uhr: Im Foyer des K2 treffen 
sich ca. 100 Studierende zu einem sich ca. 100 Studierende zu einem 
Bildungsstreik-Plenum, um die Bildungsstreik-Plenum, um die 
aktuelle Situation zu beraten.  Eine aktuelle Situation zu beraten.  Eine 
Volksküche versorgt dabei die Volksküche versorgt dabei die 
Anwesenden mit kräftigem Eintopf. Anwesenden mit kräftigem Eintopf. 
In der Diskussion wird beschlossen, In der Diskussion wird beschlossen, 
sofort den Tiefenhörsaal M17.01 sofort den Tiefenhörsaal M17.01 
zu besetzen. Kurz darauf ziehen die zu besetzen. Kurz darauf ziehen die 
ersten Studierenden in den gerade ersten Studierenden in den gerade 
leerstehenden Hörsaal ein. Schnell leerstehenden Hörsaal ein. Schnell 
werden Transparente und eine werden Transparente und eine 
Musikanlage aus dem ZFB geholt Musikanlage aus dem ZFB geholt 
sowie Verpfl egung eingekauft.sowie Verpfl egung eingekauft.

19 Uhr: Im besetzten Hörsaal fi ndet 19 Uhr: Im besetzten Hörsaal fi ndet 
das erste BesetzerInnenplenum statt. das erste BesetzerInnenplenum statt. 
Darin wird das weitere Vorgehen Darin wird das weitere Vorgehen 
beraten, es werden Arbeitskreise beraten, es werden Arbeitskreise 
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von Moritz Eyervon Moritz Eyer

gegründet und eine Liste von 
Forderungen beschlossen, die an 
den Rektor der Uni Stuttgart gestellt 
werden sollen. Darunter befi nden 
sich unter anderem die Abschaffung 
der Studiengebühren, der Erhalt der 
Uni Stuttgart als Volluniversität, die 
Ablehnung der Exzellenzinitiative 
und eine gründliche Reform des 
Bologna-Prozesses.

Dienstag, 17. November 2009:
Vormittags: Die vorgesehenen 
Vorlesungen im Hörsaal M17.01 
werden verlegt oder fallen aus. Der 
Hörsaal bleibt besetzt.

13 Uhr: Um die 300 Anwesende sind 
beim nächsten Plenum, bei dem als 
Gastredner der Bundesvorsitzende 
der Grünen, Cem Özdemir, auftritt. 
Auf dem Plenum wird die endgültige 
Fassung des Briefes an den Rektor 
beschlossen und das Vorgehen beim 
Unitag am Mittwoch beraten. Der 
Hörsaal bleibt weiter besetzt und wird 
nicht für Veranstaltungen des Unitags 
freigegeben.
19 Uhr: Auf dem Abendplenum spricht 

Rette sich wer kann!
Kommentar von Kommentar von 
A. Rhizom und D. LeuzeA. Rhizom und D. Leuze

Die Bildungsprotestbewegung Die Bildungsprotestbewegung 
erhält momentan (vermeintliche) erhält momentan (vermeintliche) 
Schützenhilfe von Seiten ver-
schiedener Politiker_innen. Am 
Dienstag besuchte beispielsweise 
der in Stuttgart gescheiterte 
Bundestagskandidat der Grünen, Cem 
Özdemir, den besetzten Tiefenhörsaal  
und solidarisierte sich in seiner Rede 
mit den Studierenden, die zuvor 
darüber abgestimmt hatten, ob der 
Politiker sprechen dürfe oder nicht. 
Dabei stellte er sich hinter die meisten 
Forderungen der Protestierenden 

– unter anderem befürwortete er auch 
die Abschaffung von Studiengebühren 
(eine Position, die in seiner Partei 
bundesweit nicht überall so vertreten 
wird). Zwar brandete während der 
Rede immer wieder Beifall auf, doch 
bediente sich Özdemir nicht nur an 
einer Stelle fragwürdiger Argumente. 
Dass gerade ein rohstoffarmes 
Bundesland wie Baden-Württemberg 
auf sein „Humankapital” (der 
Begriff fi el nicht, trifft aber den 
Sachverhalt) angewiesen sei und 
deswegen die Studienbedingungen 
zu verbessern seien, wie Özdemir 
meinte, reproduziert gerade die 

Logik, die für die Misere im 
Bildungswesen verantwortlich 
ist. Das Beschreiben von Bildung 
vermittels ökonomischer Kategorien, 
die Ausrichtung der Universitäten, 
Fachhochschulen, Schulen etc. an 
betriebswirtschaftlichen Modellen 
bildet den Kernbestand des 
Diskurses, der den Umbau des 
Bildungssystem in den vergangenen 
Jahren befeuerte. Zudem führt 
die Rede von Wissen als Rohstoff 
schnurstracks in einen Diskurs, der 
sich der Standortlogik verschrieben 
hat. Wissen und Bildung für die 
Wettbewerbsfähigkeit Deutschlands? 
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Dem entgegen steht die Tatsache, dass 
die aktuelle Protestwelle sich nicht 
nur bundesweit, sondern international 
formiert hat und sich gerade gegen 
Konkurrenz und Ökonomisierung 
des Bildungwesens richtet. Wer also 
„schlaue Köpfe für Deutschland” 
fordert, offenbart die eigene 
betriebswirtschaftlich reduzierte 
Weltsicht, indem er durchblicken 
lässt, dass Bildung doch nur für die 
Wirtschaft und die Deutschland AG 
da ist. Bildung jedoch ist weder 
eine Ware, noch ausschließlich 
individuelles Bildungskapital 
zur Steigerung des individuellen 
Marktwertes. Eine Argumentation 
wie sie Özdemir hier beispielhaft 
vorgeführt hat, verstrickt sich in den 
performativen Selbstwiderspruch, 
einerseits die Ökonomisierung 
im Bildungswesen vordergründig 
anzuprangern und hintergründig mit 
einem Bildungsbegriff zu operieren, 
der primär auf Ökonomie beruht. 
Aber nicht nur die post-idealistischen 
Realgrünen zeigen ihr Verständnis 
mit den Anliegen der Protestierenden. 
Auch von unerwarteter Seite erhielt 
die Besetzung Zuspruch. „Wir 
haben Verständnis mit unseren 
Studierenden”, wurde Rektor Wolfram 
Ressel in der „Stuttgarter Zeitung” 
zitiert – eine Behauptung, die man 
angesichts der Rektoratspolitik der 
vergangenen Monate bezweifeln 
kann. Zudem meinte Ressel, er wolle 
abwarten, was „seine” Studierenden 
denn überhaupt fordern  – als ob 
ihm die Argumente und Forderungen 
der Protestierenden nicht spätestens 
sei diesem Juni bestens bekannt sein 
müssten. Darüber hinaus hat Ressel 
erst Anfang dieser Woche einen 
Brief von den Hörsaalbesetzern 
erhalten, in dem deren Forderungen 
explizit thematisiert werden (siehe 
vorliegende Ausgabe S. 1). Weniger 
paternalistisch, aber genauso 
verquer die Reaktionen, die aus 
dem Wissenschaftsministerium 
zu vernehmen waren. Er erwarte 
„Sachargumente statt Fundamental-
opposition”, halluzinierte Bildungs-
minister Peter Frankenberg. An 
derartigen Aussagen lässt sich 
schön die Strategie konservativer 
Politiker ablesen, den Protest als 

„realitätsfremdes” Projekt einiger 
„linksradikaler Spinner” abzutun. 
Die Argumente der Protestierenden 
etwa gegen die Studiengebühren 
oder für die Demokratisierung der 
Universitäten liegen schon seit 
Jahren auf dem Tisch – nur sollten 
die Betroffenen sie endlich einmal zur 
Kenntnis nehmen. Dabei handelt sich 
bekanntlich kaum um „revolutionäre” 
Forderungen sondern schlicht um 
Reformen zur Verbesserung der 
Zustände im Bildungswesen. Wer den 

Protestierenden vorwirft sie betrieben 
Fundamentalopposition, wenn diese 
beispielsweise mehr demokratische 
Beteiligung fordern, offenbart, was 
er für ein Demokratieverständnis hat: 
Demokratie ist, wenn es funktioniert 
wie es mir passt, alles andere ist 
Fundamentalopposition.  
Auch insgesamt kann sich der Protest 
vor lauter Verständnis kaum retten. 
Von Solidarität bis Verständnis 
reichen die Verlautbarungen 
von offi zieller Seite, inklusive 

Schavan und dem Vorsitzenden der 
Landesrektorenkonferenz Liebig. 
Insbesondere die Verständnisfraktion 
verweist auf die „handwerklichen 
Fehler” der Umsetzung der 
Bolognabeschlüsse und offenbart 
damit zweierlei. Erstens: Die 
Zuständigen in den (Fach-
)Hochschulen haben es verbockt, 
ergo uns trifft keine Schuld. Und zum 
Zweiten gilt es nachzubessern. Dies 
bedeutet, dass die Reformen in ihrer 
grundsätzlichen Stoßrichtung, welche 
auf verstärkte Reglementierung der 
Studiengänge und Disziplinierung 
der Studierenden durch ein starkes 
Korsett abzielt richtig war. Ein 
klassischer Fall der slap-in-the-face 
Taktik. Erst weit vorpreschen, dann 
auf den zu erwartenden Widerstand 
stoßen, etwas zurückrudern und 
voilà denkt so mancher Opponent 
er wäre auch noch erfolgreich 
gewesen, indem die schlimmsten 
Auswirkungen verhindert wurden. 
Dass sich die Situation im Vergleich 
zum Ausgangszustand trotzdem 

verschlechtert hat, fällt so leicht im 
Erfolgstaumel solcher Bewegungen 
unter den Tisch.
Daher gilt es Augen und Ohren 
offen zu halten, wer einem da 
mit wohlmeinender Rhetorik und 
Verständnisduselei scheinbar 
entgegenkommt. Die Grenzen 
des Verständnisses sind nämlich 
bereits abgesteckt. Wenn es nämlich 
anfängt weh zu tun und tatsächlich 
reale Verbesserungen ernsthaft 
durchgesetzt werden sollen, wird 
sich die Verständnisduselei schnell in 
den harten Knüppel der bewaffneten 
Staatsmacht verwandeln.
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Kontakt zur Redaktion, Leser-
briefe, Lob, Kritik, Tadel : 

streikzeitung2009@gmail.com

Die Artikel spiegeln die Mei-
nungen der einzelnen Autoren  
und nicht des gesamten Be-
setzerkollektivs wider


